
Wirtschaftsrat der CDU

„Reformtempo ist insgesamt viel zu langsam“
nicht die Aufgabe des Staates die-
se Jobs zu retten – aber es ist seine
Aufgabe, für Rahmenbedingun-
gen zu sorgen, dass Unternehmen
in der Lage und willens sind, in
Deutschland zu investieren und
damit Jobs hier zu halten.

„Die Glocke“: Der Wirtschafts-
rat hat unlängst die Beamtenpen-
sionen als Sprengsatz für die
Staatsfinanzen bezeichnet. Mit
welchen Maßnahmen sollte ge-
gengesteuert werden?

Hamker: Wir brauchen bei den
Beamtenpensionen einen System-
wechsel hin zu einem kapitalge-
deckten Modell. Gleichzeitig soll-
te das Pensionsniveau schrittwei-
se an die gesetzliche Rente ange-
nähert werden. Das ist nicht nur
eine Frage der Finanzierbarkeit,
sondern auch der Gerechtigkeit.

Hamker: Es ist problematisch,
wenn staatliche Maßnahmen
Marktmechanismen überlagern
und falsche Anreize setzen. Die
1000-Euro-Prämie verlagert Ver-
antwortung auf die Unterneh-
men, die vielfach selbst unter
Druck stehen. Das führt zu gro-
ßem Unmut aufseiten der Arbeit-
geber und löst Spannungen in den
Betrieben aus.

„Die Glocke“: Was spiegeln Ih-
nen die Mitglieder des Wirt-
schaftsrates – wie steht es um die
Betriebe in Deutschland? Ist das
Wort von der Deindustrialisie-
rung gerechtfertigt?

Hamker: In der Tat gehen jeden
Monat 10.000 Industriearbeits-
plätze verloren. Die Stimmung in
den Unternehmen ist angespannt
bis hochgradig frustriert. Es ist

es mit der Wirtschaft aufwärts-
gehen kann?

Hamker: Auf der einen Seite al-
les, was dem Standort hilft, end-
lich wieder wettbewerbsfähig zu

werden: Energie,
Steuern, Planungs-
verfahren sind dafür
entscheidende Stich-
worte. Auf der ande-
ren Seite müssen wir
unsere Sozialsysteme
so aufstellen, dass sie
finanzierbar und da-
mit langfristig trag-
fähig sind.

„Die Glocke“: Wie
beurteilen Sie den auf zwei Mona-
te befristeten „Tank-Rabatt“ und
die 1000-Euro-Prämie, die Unter-
nehmen steuerfrei an ihre Be-
schäftigten zahlen können?

stellt. Deutschland ist zurück auf
der internationalen Bühne.
Gleichzeitig bleibt das Reform-
tempo insgesamt viel zu langsam,
und das sorgt für massive Enttäu-
schung in der Wirt-
schaft. In einer Ko-
alition sind Kompro-
misse unvermeidlich,
aber entscheidend
ist, ob sie am Ende
trotzdem zu echten
Reformen führen.
Hier muss nun drin-
gend deutlich mehr
passieren – es ist be-
reits 5 nach 12.

„Die Glocke“: „Wieder nach
vorne – Mut zu Reformen“, lautet
das Motto des diesjährigen Wirt-
schaftstags. Was sollte möglichst
schnell umgesetzt werden, damit

Von RALF OSTERMANN

Berlin (gl). Wie kommt die
deutsche Wirtschaft wieder in
Schwung? Welche Erwartungen
hat Astrid Hamker an Bundes-
kanzler Friedrich Merz (CDU)?
Und was hält sie von der
1000-Euro-Prämie für Beschäf-
tigte? Darüber sprach „Die Glo-
cke“ mit der Präsidentin des
Wirtschaftsrats der CDU.

„Die Glocke“: Mit Friedrich
Merz ist Ihr Wunschkandidat
Bundeskanzler geworden. Hat er
Sie mit seiner Wirtschaftspolitik
im Regen stehen gelassen?

Hamker: Friedrich Merz hat
Deutschland außenpolitisch wie-
der eine klare Stimme gegeben
und damit wichtige Weichen ge-
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Energisch hat CDU-Generalsekretär Carsten Linnemann am Dienstag beim Wirtschaftstag des CDU-Wirtschaftsrats in Berlin für einen Staat gewor-
ben, der Bürokratie abbaut und seinen Bürgern und Unternehmern mehr vertraut. Die Gäste im Saal applaudierten stehend. Fotos (2): Jens Schicke

Wachstum als „Schicksalsfrage der Nation“
Berlin (osi). Die Stimmung sei

schlechter als im vergangenen Jahr.
Das wird Unionsfraktionschef Jens
Spahn von Unternehmerseite zu-
geraunt, noch bevor er am Diens-
tag das Podium des Wirtschaftstags
des CDU-Wirtschaftsrats in Berlin
erreicht hat. Was sich die Gäste des
wirtschaftspolitischen Gipfeltref-
fens von der schwarz-roten Koali-
tion wünschen, kann Spahn nicht
übersehen. „Wieder nach vorne:
Mut zu Reformen“ ist die einfluss-
reiche Veranstaltung im JW Mar-
riott Hotel mit vielen hochrangigen
Gästen überschrieben.

Spahn – wie zuvor CDU-Gene-
ralsekretär Carsten Linnemann
und Kanzleramtschef Thorsten
Frei – stellt in seiner Rede erst ein-
mal die Erfolge des ersten Regie-
rungsjahres ins Schaufenster:
Technologieoffenheit in der Klima-

und Energiepolitik, Kraftwerks-
strategie, neue Grundsicherung,
Altersvorsorgedepot als Riester-
Ersatz, Migrationswende, BND-
Gesetz, neuer Wehrdienst und die
Krankenkassenreform fallen als
Stichworte.

Doch der Münsterländer macht
sich nichts vor. „Die Stimmung ist
mies – das spürt jeder“, räumt er
ein. Die Schicksalsfrage der Nation
sei, „wie wir wieder zu Wachstum
kommen“. Spahn hat keinen Zwei-
fel, dass das schwarz-rote Bündnis
zu Kompromissen fähig ist und die
notwendigen Reformen liefern
wird. „Wir haben die verdammte
Verantwortung, in dieser Koalition
aus der politischen Mitte heraus zu
Ergebnissen zu kommen“, gibt er
sich kämpferisch. Spekulationen
über eine Minderheitsregierung
oder gar Neuwahlen erteilt der

Fraktionschef eine klare Absage.
Kurz zuvor ist es CDU-General-

sekretär Carsten Linnemann, der
nicht nur die Senkung von Arbeits-
und Energiekosten, sondern einen
entschiedenen Bürokratieabbau
fordert. Als Beispiel führt er das
deutsche Lieferkettengesetz an.
Das könne man locker „von heute
auf morgen abschaffen“, sagt der
Paderborner. Als Überbau für die
notwendigen, teils schmerzhaften
Reformschritte brauche die Koali-
tion aber eine positive Erzählung.
Diese sollte nach Linnemanns
Überzeugung von einem Staat
handeln, der Bürgern und Unter-
nehmern etwas zutraut. „Das geht
nicht mit hohen Steuern und noch
mehr Regulierung.“ Worte, für die
es Bravorufe und viel Applaus gibt.

Vor allem eine Umverteilung im
Zuge einer Einkommensteuerre-

form – wie sie SPD-Chef und Fi-
nanzminister Lars Klingbeil vor-
schwebt – ist Linnemann ein Dorn
im Auge. „Sie können nicht ab
60.000, 70.000, 80.000 Euro zu ver-
steuerndem Einkommen die Steu-
ern erhöhen, dann haben Sie mit
Zitronen gehandelt, weil dann tref-
fen Sie genau diejenigen, die dieses
Land überhaupt am Laufen hal-
ten“, sagt er.

Auch Kanzleramtsminister
Thorsten Frei nimmt sich das The-
ma Bürokratieabbau vor und mel-
det erste Erfolge. Mit den Ländern
habe die Bundesregierung 200 kon-
krete Maßnahmen beschlossen und
mit verbindlichen Umsetzungsfris-
ten hinterlegt. Und bei der Umset-
zung von EU-Regeln gebe es keine
typische deutsche Übererfüllung
mehr, sondern man bleibe am unte-
ren Rand der Erfordernisse.

Kanzleramtsminister Thorsten
Frei (CDU) räumte ein, dass man
angesichts des geringen Wachs-
tums bei den Reformen „noch
eine Schippe drauflegen“ müsse.

Arbeitnehmer in den
Blick genommen

„Die Glocke“: Anfang Februar
hat ihr Verband eine „Agenda für
Arbeitnehmer“ veröffentlicht.
Was hat Sie dazu bewegt?

Hamker: Wir beobachten, dass
extremistische Parteien auch des-
halb Zulauf bekommen, weil sich
viele Arbeitnehmer von der bür-
gerlichen Mitte politisch nicht
mehr ausreichend vertreten füh-
len. Die SPD hat ihre klassische
Klientel in den vergangenen Jah-
ren zunehmend aus dem Blick
verloren. Sie ist zur Partei der
Funktionäre und Transferemp-
fänger geworden. Mit der „Agen-
da für Arbeitnehmer“ haben wir
genau dort angesetzt und ein
Bündel an Maßnahmen aufge-
zeigt, mit denen Arbeitnehmer
unter dem Strich deutlich profi-
tieren.

„Die Glocke“: Was sind die zen-
tralen Punkte dieser Agenda?

Hamker: Insgesamt geht es da-
rum, Leistung wieder stärker zu
belohnen und Arbeit attraktiver
zu machen. Entscheidend ist, die
Maßnahmen als Gesamtpaket zu
betrachten. Mehr Eigenverant-
wortung etwa im Gesundheitssys-
tem funktioniert nur, wenn Ar-
beitnehmer gleichzeitig bei Steu-
ern und Abgaben spürbar entlas-
tet werden.

Reiche beklagt
teure Entschädigung

Berlin (osi). Wirtschaftsministe-
rin Katherina Reiche (CDU, Foto:
dpa) hat beim Wirtschaftstag eine
über viele Jahre
fehlgeleitete
Energiepolitik
beklagt und an-
gekündigt, „die
Energiewende
wieder vom Kopf
auf die Füße zu
stellen“. Entlas-
tungen wie der
Industriestrompreis seien zwar
richtig, aber sie bekämpften nur
das Symptom und gingen nicht an
die Wurzel, erläuterte die Ministe-
rin. Für eine leistungsfähige und
gesicherte Stromnetzinfrastruktur
benötige man Kraftwerke, die
dann laufen, wenn die Sonne nicht
scheine und kein Wind wehe. Rei-
che plant deshalb unter anderem,
neue Gaskraftwerke zu bauen. Er-
neut sprach sich die Ministerin da-
für aus, die staatliche Vergütung
von Photovoltaik und Windkraft zu
beenden. Am vergangenen Wo-
chenende habe der Überschuss bei
Solarstrom zu negativen Strom-
preisen an der Börse geführt. Laut
Reiche mussten Erzeuger und aus-
ländische Abnehmer mit einem ho-
hen zweistelligen Millionenbetrag
entschädigt werden.

Wirtschaftsrat

Stichwort

Der „Wirtschaftsrat der CDU“
wurde 1963 in Berlin gegründet. In
Anlehnung an den Wirtschaftsbei-
rat der Union wurde der eingetra-
gene Verein als „Zusammenschluss
deutscher Unternehmer auf be-
rufsständischer Basis“ ins Leben
gerufen. Er hat heute mehr als
13.000 Mitglieder und versteht sich
als Plattform zur Mitgestaltung der
Wirtschafts- und Gesellschaftspo-
litik im Sinne der sozialen Markt-
wirtschaft Ludwig Erhards. Präsi-
dentin ist seit 2019 die Niedersäch-
sin Astrid Hamker (59, Foto). Der
Wirtschaftsrat ist rechtlich selbst-
ständig und politisch unabhängig.
Als unternehmerischer Berufsver-
band ist er also keine Teilorganisa-
tion der CDU. Zu den Mitgliedern
des Rates zählen Unternehmen al-
ler Branchen und Unternehmens-
größen, vom kleinen Mittelständler
bis zum Dax-Konzern. (osi)

Zitate

a „Die überbordende Bürokratie
ist ein Misstrauensvotum gegen-
über den Bürgern und Unterneh-
men in Deutschland.“

Carsten Linnemann, CDU-Ge-
neralsekretär

a „Was soll an Reformfähigkeit in
Deutschland besser werden, wenn
wir es nicht in dieser Koalition
schaffen? (...) Ich sage in der Frak-
tion immer westfälisch: Muss!
Punkt. Es muss gehen.“

Jens Spahn, Vorsitzender der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Eine komplexe Operation: Das
erste Element für den Fehmarn-
belt-Tunnel soll abgesenkt wer-
den. Fünf Schlepper und ein Spe-
zialschiff sind vor der Küste bei
Rødbyhavn im Einsatz. Foto: dpa

Fehmarnbelt

Erstes Element für
Tunnel wird abgesenkt

Milliardenprojekts verzögern wer-
de. Die Fertigstellung des Spezial-
schiffs „Ivy“ zum Absenken von
Tunnelelementen habe sich so
stark verzögert, dass es schwierig
sein werde, das Ziel einer Eröff-
nung im Jahr 2029 zu erreichen,
hieß es damals.

Der 18 Kilometer lange Tunnel
wird als sogenannter Absenktun-
nel gebaut. Die Tunnelelemente
werden in Rødbyhavn gefertigt,
wobei 79 Standardelemente pro-
duziert werden, die jeweils 217
Meter lang und 73 000 Tonnen
schwer sind. Der Tunnelgraben
am Meeresboden ist bereits ausge-
hoben worden.

Die Querung erspart dem Tran-
sitverkehr zwischen Hamburg und
Kopenhagen einen Umweg von
160 Kilometern. Für die Tunnel-
durchfahrt mit Lkw oder Pkw
wird Maut fällig, die jedoch güns-
tiger sein soll als die Fährpreise.
Die Zugfahrt von Puttgarden auf
Fehmarn nach Rødbyhavn in Dä-
nemark soll nur sieben Minuten
dauern, mit dem Auto zehn Minu-
ten. Für die Strecke Hamburg–Ko-
penhagen verkürzt sich die Reise-
zeit von 5 auf 2,5 Stunden.

Rødbyhavn (dpa/be). Das erste
von insgesamt 89 Bauelementen
für den Fehmarnbelt-Tunnel zwi-
schen Dänemark und Deutschland
ist auf dem Weg zu seinem
Absenkort vor der Küste bei Rød-
byhavn auf der dänischen Insel
Lolland. „Damit hat der Absenk-
vorgang für das erste Element des
Fehmarnbelt-Tunnels begonnen“,
teilte die Planungs-, Bau- und Be-
treibergesellschaft Femern A/S am
Dienstag mit.

Es handelt sich um ein 217 Me-
ter langes und 42 Meter breites
Standardelement. „Es besteht aus
vier Röhren, in denen künftig die
Autobahn und die Eisenbahn un-
tergebracht sein werden“, hieß es.
„Außerdem gibt es eine schmale
Serviceröhre für technische In-
stallationen zwischen den beiden
Autobahnröhren.“ Das Tunnelele-
ment wird den Angaben zufolge
mithilfe von fünf Schleppern und
einem Spezialschiff transportiert,
das eigens dafür gebaut wurde, die
Tunnelelemente auf dem Meeres-
boden abzusenken.

Im September hatte die däni-
sche Projektgesellschaft mitge-
teilt, dass sich die Eröffnung des

Tankrabatt

ADAC: Spritpreise
sind überteuert

Am Montag lag die Weitergabe
bei Diesel nach Neumeiers Be-
rechnungen mit mehr als 9 Cent
ein gutes Stück über dem Schnitt
der ersten Tage. Bei Benzin waren
es weiter rund 12 Cent. Die ge-
schrumpfte Lücke bei Diesel liegt
dabei nicht an einem stark gesun-
kenen Preis in Deutschland – die
Änderungen von Sonntag auf
Montag betrugen laut ADAC nur
Cent-Bruchteile – sondern an ei-
nem aktuell gestiegenen Ver-
gleichswert. Basis der Berech-
nungen des Ifo-Experten ist näm-
lich der Vergleich der Spritpreise
in Deutschland und Frankreich
und ihrer Bewegungen seit dem
23. April, dem Tag vor der Verab-
schiedung des Tankrabatts im
Bundestag.

Der ADAC hält die aktuellen
Preise für überteuert. Von den
knapp 17 Cent kämen nur höchs-
tens 11 Cent an den Zapfsäulen
an, sagte eine Sprecherin. Es gebe
keinen Zweifel, dass Mineralöl-
unternehmen Teile der Energie-
steuersenkung einbehielten, heißt
es vom Verkehrsclub, der sich
durch die Berechnungen des Ifo
bestätigt sieht.

München/Bonn/Berlin (dpa).
Seit dem Start des Tankrabatts ist
Sprit billiger als zuvor – so viel ist
unstrittig. Mit vom ADAC ermit-
telten Tagesdurchschnittspreisen
von 2,019 Euro pro Liter E10 und
2,101 Euro pro Liter Diesel waren
beide Kraftstoffe am Montag um
die 11 Cent billiger als am 30.
April. Doch wird damit der kom-
plette Tankrabatt weitergegeben?
Nein, sagen das Münchner Ifo-In-
stitut und der ADAC – ja, hinge-
gen der Wirtschaftsverband Fuels
und Energie.

Das Ifo hat die Weitergabe an
den ersten vier Tagen untersucht
und sieht eine deutliche Diskre-
panz: „Beim Diesel haben die
Tankstellen in den ersten vier Ta-
gen von den 17 Cent Steuersen-
kung je Liter durchschnittlich 5
Cent weitergegeben. Beim Super-
benzin waren es durchschnittlich
12 Cent von den 17 Cent Steuer-
senkung“, sagt Florian Neumeier,
stellvertretender Leiter des Ifo-
Zentrums für Finanzwissen-
schaft. „Die geringe Weitergabe
beim Diesel könnte damit zusam-
menhängen, dass Deutschland
Diesel importiert.“ Immerhin:

Reiseveranstalter

Entwarnung für
Sommerurlaub

Berlin (dpa). Die großen deut-
schen Reiseveranstalter wollen
nach einem Medienbericht trotz
der steigenden Kerosinpreise
Kunden nicht nachträglich für
gebuchte Reisen zur Kasse bit-
ten. Man werde die Preise für
bereits gebuchte Reisen nicht
nachträglich erhöhen, berichte-
ten die Anbieter Tui, Alltours
und Dertour dem „Tagesspie-
gel“ in einer Umfrage. Für zu-
künftige Buchungen könnte es
allerdings angesichts des Preis-
anstiegs anders aussehen.

„Im Moment steigt der Kero-
sinpreis“, sagte der Chef der
Rewe-Touristiktochter Dertour-
Group, Christoph Debus.
„Wenn dies auf dem Niveau
bleibt, können wir Kostenstei-
gerungen für zukünftige Bu-
chungen nicht ausschließen.“
Reiseveranstalter können den
Reisepreis nachträglich erhö-
hen, wenn dies im Vertrag ver-
einbart wurde und gestiegene
Kosten wie Kerosin es nach-
weislich erfordern. Ein solcher
Preisaufschlag muss allerdings
spätestens 20 Tage vor Reisebe-
ginn mitgeteilt werden. Bei
Aufschlägen von mehr als acht
Prozent haben die Kunden ein
Sonderrücktrittsrecht.
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